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Sicherheit und 
Fairness für die 
Landwirtschaft

Nähere Informationen finden  
Sie auf www.bmf.gv.at oder
www.facebook.com/
finanzministerium.
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Buschenschank und 
Kellergassenfest

„Kellergassenfeste“, „offene Kellertür“ etc. rechtferti-
gen den Ausschank von Getränken oder das Verabrei-
chen von Speisen nur dann, wenn diese im Rahmen 
des Buschenschankgesetzes oder als Gewerbebetrieb 
durchgeführt werden. 
 
Zur Ausübung des Buschenschankes sind nur aktive 
Betreiber von Wein- und Obstgärten berechtigt. Das 
Verabreichen von warmen Speisen, Kaffee und Sü-
ßigkeiten (ausgenommen selbst hergestellte Obst-
kuchen, Pofesen) ist untersagt und würde im Nicht- 
einhaltungsfall dazu führen, dass ein Gewerbebetrieb 
vorliegt und eine entsprechende Betriebsanlagen- 
genehmigung (ausgestellt durch die Bezirksverwal-
tungsbehörde) vorhanden sein müsste.
 
In steuerlicher Hinsicht sind bei der Führung eines Bu-
schenschankbetriebes mindestens die daraus erzielten 
Einnahmen aufzuzeichnen.

 

Für weitere Informationen stehen Ihnen die regionalen  
Finanzpolizei-Teams zur Verfügung – die Dienststellen finden 
Sie über nachstehenden QR-Code:
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Die Finanzpolizei für 
mehr Gerechtigkeit

Betrugsbekämpfung bedeutet mehr Gerechtigkeit, 
mehr Chancengleichheit und mehr Schutz für die hei-
mische Landwirtschaft.
 
Bei der Betrugsbekämpfung geht es nicht darum, die 
Landwirtschaft durch verstärkte Kontrollen zu belasten, 
sondern faire Bedingungen für landwirtschaftliche Be-
triebe und Unternehmen herzustellen.
 
Die Finanzpolizei setzt gezielt Präventionsmaßnahmen 
und führt verstärkt Kontrollen durch, um den heimi-
schen Landwirtschaftssektor zu schützen.

Tipps zur 
Vorbereitung

Anmeldung von entgeltlich beschäftigten Mitarbeiter/
innen zur Gebietskrankenkasse VOR Aufnahme der 
Tätigkeit

Verwandte in gerader Linie (Großeltern, Eltern, Kin-
der, Enkelkinder), die unentgeltlich arbeiten, müssen 
grundsätzlich nicht zur Sozialversicherung angemeldet 
werden („Freundschaftsdienst“).

Bei allen anderen Verwandten ist ein entgeltliches,  
arbeitsrechtliches Verhältnis anzunehmen. 

Wenn entfernte Verwandte oder Freunde kurzfristig 
oder bei unvorhergesehenen Arbeitsspitzen (die sich 
auch als solche dokumentieren lassen) unentgeltlich 
aushelfen, ist – soweit dies ausreichend dokumen- 
tiert werden kann – von keinem Dienstverhältnis aus-
zugehen.

Sachzuwendungen für erbrachte Nachbarschaftshil-
fe (Wein, Speck, etc. zum Mitnehmen oder ein Leis-
tungsaustausch/Rückhilfe) stellen einen sozialversi-
cherungspflichtigen Tatbestand dar.

Kurzfristige Aushilfe bedeutet, nicht über mehrere 
Tage zu helfen.

Kurzfristigkeit kann im Zuge von Vor-Ort-Kontrollen 
– z.B. mit Zeitaufzeichnungen und Vereinbarungen – 
nachgewiesen werden.

Sollten Dienstnehmer gleichzeitig Transferleistungen 
(wie z.B. Arbeitslosengeld, Notstand, Frühpension) 
beziehen, erfolgt eine Anzeige auch im Falle eines di-
rekten Verwandtschaftsverhältnisses.

Aufgaben 
der Finanzpolizei
Aufdeckung von:

 
illegaler Ausländerbeschäftigung
 
illegaler Gewerbeausübung nach der Gewerbeordnung
 
Sozialbetrug nach dem Strafgesetzbuch
 
Verstößen gegen die Vorschriften des ASVG
 
Verstößen gegen die Meldepflichten des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes
 
Verstößen im Zusammenhang mit nationaler und inter-
nationaler Arbeitskräfteüberlassung

Verstößen gegen die Bestimmungen des Arbeitsver-
tragsrechtsanpassungsgesetzes

 

Bei der Weinlese
besonders zu beachten
Vor allem bei der Weinlese kommt es oft zu unentgeltlichen 
Hilfeleistungen durch Verwandte und Bekannte, die Aus-
flugs- und Unterhaltungscharakter haben (z.B. Gemeinsa-
me Weinlese als Wochenendausflug). Diese Hilfsleistungen 
werden von der Finanzpolizei nicht als Dienstverhältnis qua-
lifiziert, dennoch sollte der Charakter einer unentgeltlichen 
Hilfeleistung dokumentiert werden (z.B. mittels Formular für 
familieneigene und freiwillige Erntehelfer oder mittels Auf-
zeichnungen über den Grund der Hilfe und die beabsichtigte 
Dauer des Erntehilfeeinsatzes). 
Die finanzpolizeilichen Kontrollen werden rasch und mög-
lichst ohne Beeinträchtigung des Betriebsablaufes durchge-
führt. Dazu beitragen kann der Dienstgeber durch koopera-
tive Mitarbeit im Zuge der Kontrollen. Folgende Dokumente 
werden empfohlen, griffbereit zu halten: 

Kopien der Anmeldung bzw. Mindestangabenmel-
dung zur Sozialversicherung jedes inländischen und 
ausländischen Arbeitnehmers (ELDA- Empfangsbe-
stätigung, Protokollnummer, Übertragungsnummer 
- 8stellig, Fax-Sendeprotokoll, Meldungsabschrift) 
 
Dienstverträge, Dienstzettel, Lohnkonten (Lohnzet- 
tel) und alle dazugehörigen Unterlagen – z.B. Arbeits- 
zeit-, Urlaubs-, Krankenstands- und andere Abwe-
senheitsaufzeichnungen und Überstundenaufzeich-
nungen – in einem eigens dafür angelegten Ordner
 
Reisepass, Aufenthaltsbewilligungen sowie Doku-
mente zur Arbeitserlaubnis bei ausländischen Ar-
beitskräften; Anmerkung: Die Mitführung eines amt-
lichen Reisedokumentes ist für Ausländer Pflicht, bei 
Inländern verkürzt sich die Kontrolle entsprechend, 
wenn die Identität rasch festgestellt werden kann.

 


